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Die katholische Kirche stärkt ihre soziale Linie
Auch wenn die katholische Kirche in Guatemala einen Grossteil ihrer Hegemonie eingebüsst hat, ist sie nach wie vor

eine wichtige soziale und politische Akteurin. Schon immer haben in Guatemala zwei Kirchen unter einem Dach gelebt: Die
eine konservativ und wenig konfrontativ, die andere den sozialen Kämpfen und den Basisgemeinden verpflichtet. Eine
interne Dichotomie, die sich in unterschiedlicher Intensität über Jahre die Waage hielt und die sich nun mit der Wahl von
Bischof Ramazzini zum Präsidenten der guatemaltekischen Bischofskonferenz (CEG) auf die Seite der sozial engagierten
Kirche zu neigen scheint. Vertreter verschiedener Strömungen innerhalb der katholischen Kirche erklärten gegenüber
Inforpress (Nr. 1647) die aktuelle Lage des Katholizismus, seine verschiedenen Visionen und seine soziale Position und
Beteiligung im guatemaltekischen Gesellschaftsgefüge.

Ramazzini: Garant für das Soziale
In einem Moment zunehmender sozialer Probleme hat sich

die katholische Kirche mit der Wahl von Alvaro Ramazzini zum
Präsidenten der Bischofskonferenz, konsequent für die sozia-
le Linie entschieden (siehe ¡Fijáte! 353). Ramazzini ist Bischof
von San Marcos und bekannt für seine dezidierten Positionen
und seinen Aktivismus in Themen wie dem Minenabbau, der
Migration, der Landverteilung und der Freihandelsabkommen.
Die Wahl Ramazzinis rief erwartungsgemäss Stimmen auf den
Plan, die eine Radikalisierung und Stärkung des Sozialen in-
nerhalb der katholischen Kirche vorhersagen bzw. befürch-
ten.

Sämtliche von Inforpress befragten Quellen zeigen sich
zufrieden mit der Wahl Ramazzinis, selbst der Opus Dei, der im
Prinzip der Linie der Diözese von San Marcos weit entfernt
steht. Die Meinungen gehen jedoch auseinander bei der Fra-
ge, ob Ramazzini die Geschäfte der Bischofskonferenz wie bis-
her weiterführt oder ob eine Stärkung der sozialen und pro-
gressiven Kräfte innerhalb der Kirche zu erwarten ist.

Für den Jesuiten Ricardo Falla ist die Wahl von Ramazzi-
ni ein Zeichen des Vertrauens in eine neue Generation von
Bischöfen, denen die Veteranen langsam das Spielfeld räu-
men.

Santiago Otero, ehemaliger Hilfssekretär der Bischofs-
konferenz sieht in der Wahl von Ramazzini die Weiterführung
der bisherigen Linie der CEG. Bereits sein Vorgänger Rodolfo
Quezada Toruño habe immer aktiv und realitätsbezogen Posi-
tion eingenommen und sich sehr bestimmt für soziale Belange
eingesetzt. Diese Meinung vertritt auch der Bischof von Quet-
zaltenango und ebenfalls Ex-Präsident der CEG, Víctor Hugo
Martínez: „Es wird keine Richtungsänderung geben, sondern
die bereits eingeschlagene Richtung wird mit mehr Engage-
ment weiter verfolgt“.

Nicht alle teilen diese Meinung. Tomás García, Pfarrer in
der Diözese von Martínez, ist der Meinung, die Kirche sei mit
der Wahl Ramazzinis in Sachen Soziales und Progressivität zu
weit gegangen.

Für Pfarrer Ricardo Bendaña, Jesuit und Historiker, be-
deutet die Wahl Ramazzinis das Wiederaufnehmen einer In-
itiative, die mit der strategischen Ermordung von Bischof Ge-

rardi verloren ging.
Weiterführung oder Bruch mit der bisherigen Linie

der Bischofskonferenz, Tatsache ist, dass die Wahl von
Ramazzini das Abbild einer Kurie ist, die laut Bendaña,
politisch links oder mitte-links steht. Einer Kurie, in der es
kaum einen Vertreter der konservativen Linie gäbe, alle
hätten ein soziales Bewusstsein, meint der Jesuit.

Politisch-Religiöse Debatte
Das aktive Engagement der katholischen Kirche in

konfliktiven Themen wie kürzlich die Mediation im Streit
der LehrerInnen mit der Erziehungsministerin, oder im Mi-
nenabbau, die klare Positionierung in sozialpolitischen Fra-
gen wie beispielsweise der Migration oder den Freihan-
delsabkommen, hat in gewissen Kreisen zur Kritik geführt,
die Kirche würde ihr Mandat überschreiten und sich in
politische Themen einmischen. Diese Kritik ist nicht neu,
ebenso wenig die Debatte über die Grenzen des kirchli-
chen Engagements. Alle von Inforpress befragten Perso-
nen, unabhängig ihrer religiösen Tendenz, sind sich je-
doch darin einig, dass jeder Aspekt, der mit der Würde des
Menschen zu tun hat, zum Auftrag der Kirche gehöre.

Fernando Bermúdez, Theologe, Laienmissionar und
Koordinator des Menschenrechtsprogramms der Diözese
San Marcos, erklärt in diesem Zusammenhang, dass die
Einmischung der Kirche in solche Fragen nicht eine politi-
sche Angelegenheit sei sondern Teil des Evangeliums und
somit Teil der sozialen Doktrin der Kirche. Die Rechte habe
Christus in die Sakristei sperren, sein soziales Engagement
zunichte machen und sein Wirken allein aufs Spirituelle
reduzieren wollen, kritisiert Bermúdez.

Selbst Sektoren wie der Opus Dei, die traditioneller-
weise im sozialen Bereich weniger aktiv sind, erklären ge-
genüber Inforpress: Die Bischöfe haben die Verpflichtung,
die Menschen in zivilen Fragen zu beraten und zu orientie-
ren, vor allem wenn es um die Gerechtigkeit und Würde
der Gläubigen geht. Pedro Vinicio Donis, Direktor des In-
formationsbüros von Opus Dei in Guatemala, hebt speziell
die Beteiligung von Kardinal Rodolfo Quezada als Vermitt-
ler bei den Friedensverhandlungen zwischen der Guerilla
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und der Regierung hervor. Ebenso die
Rolle von Ramazzini bei der Verteidigung
der menschlichen Würde der am meisten
Benachteiligten. „Das Problem ist der
Protagonismus, den viele Menschen den
Pfarrern vorwerfen. Doch was Ramazzi-
ni macht ist nichts anderes, als seine
Aufgabe als Pfarrer zu erfüllen. Wenn
ihm jemand vorwirft, er mische sich in
die Politik ein, dann soll diese Person
zuerst die Dokumente der Kirche über
die Aufgaben eines Bischofs lesen und
sie wird sehen, dass Ramazzini das
macht, was er machen muss, nämlich die
soziale Doktrin der Kirche umsetzen“,
ergänzt Donis.

In eine ähnliche Richtung spricht
auch Víctor Ruano, ehemaliger Direktor
des Priesterseminars: „Ich finde es her-
vorragend, mehr noch, ich finde es rich-
tig und notwendig, dass sich die Kirche
in politische Themen einmischt. Politi-
sche Themen sind immer menschliche
Themen und alles, was den Menschen
betrifft, ist für die Kirche von Interesse.
Die Kirche mischt sich ein, um die Wür-
de des Menschen zu verteidigen, vor
allem dann, wenn es offensichtlich ist,
dass die Regierung sich nicht um die
Würde der Menschen kümmert und nur
im Dienste der Mächtigen steht.“

Konservative Moral
Gegenüber der aktiven und pro-

gressiven Einstellung in sozialen The-
men, welche die guatemaltekische und
überhaupt die lateinamerikanische Kir-
che auszeichnet, ist die kirchliche Posi-
tion in moralischen Fragen nicht gerade
fortschrittlich. Dies geben auch alle von
Inforpress befragten Kirchenmänner zu,
vor allem, wie Tomás García konkretisiert,
wenn es ums Thema Sexualität geht. Dies
hat sich in der jüngsten Debatte um das
Familienplanungsgesetz gezeigt, gegen
das sich die Bischofskonferenz vehe-
ment ausgesprochen hat.

„Im Sozialen ist die Kirche offen,
engagiert, aber im moralischen ist sie
konservativer. Ich habe sogar festge-
stellt, dass die KatholikInnen, die im
sozialen Bereich am engagiertesten sind,
in moralischen Fragen oft am verschlos-
sensten sind. Für mich ist das fragwür-
dig. Wir dürfen nicht dogmatisch sein,
wir dürfen nicht einer Diktatur der Dog-
men verfallen“, erklärt Fernando Bermú-
dez.

Ricardo Bedaña dazu: „Wir sind
TraditionalistInnen. Es gibt eine Art gei-
stigen Konvervatismus. Es gibt Dinge,
über die nicht verhandelt werden kann,
wie zum Beispiel Abtreibung, aber auch
hier findet eine gewisse Öffnung statt,
z.B. beim Thema Scheidung. Hier schei-
nen die Bischöfe fortschrittlicher zu sein
als die Gläubigen. Junge SeminaristIn-
nen haben heute die Tendenz, konser-

vativer zu sein als frühere Generationen.“

Und die Befreiungstheologie?
1976 haben die Bischöfe in Guate-

mala ihr traditionelles Schweigen gebro-
chen und mit ihrem Hirtenbrief „Gemein-
sam für Hoffnung“ eine anklägerische
Richtung eingeschlagen. Damit brachen
sie die konservative und traditionelle
Allianz mit der Macht, verkörpert bis-
lang durch Bischof Rossell, der den Sturz
von Jacobo Arbenz befürwortete, und
Bischof Casariego, der explizit verbot,
über irgend etwas im Zusammenhang mit
„sozialer Gerechtigkeit“ zu sprechen.

Seit 1976 und speziell seit dem Tod
von Casariego im Jahr 1983, erhebt die
Kirche immer und immer wieder ihr Wort
zur Situation des Landes. Ein Höhepunkt
ist der Hirtenbrief im Jahr 1988, „Clamor
por la Tierra“, wo sie das Landthema
aufnimmt und die ungerechte Landver-
teilung anprangert.

Diesen Bewusstseinsprozess mus-
ste die guatemaltekische katholische
Kirche in Form von Verfolgungen und
Ermordungen von Pfarrern und Kateche-
ten teuer bezahlen. Die Anzahl der we-
gen ihres christlichen Glaubens Ermor-
deten führte dazu, dass die Kirche als
eine Märtyrerkirche bezeichnet wurde.
Durch Gewalt zum Schweigen gebracht
und wegen der Verfolgung, der diese
Doktrin durch den Vatikan ausgesetzt ist,
verliert die Befreiungstheologie an Kraft
und wird in den Hintergrund verdrängt.

Als ein „Thema vergangener Jah-
re“ bezeichnet der Bischof von Escuint-
la, Víctor Hugo Palma, diese Linie. Heu-
te habe sich das Konzept der Befreiungs-
theologie weiterentwickelt, man spreche
von einer Theologie der Solidarität.

Viele der Befragten sind der Mei-
nung, die Befreiungstheologie sei über-
haupt nicht verschwunden, im Gegen-
teil, sie sei noch sehr präsent im Gedan-
kengut der lateinamerikanischen Kirche.
Gemäss Santiago Otero gehört sie zu den
wichtigsten Prinzipien vieler Kirchen.
Wenn die Realität sich nicht verändert,
ist die Befreiungstheologie aktueller
denn je, auch wenn man sie nicht so
nennt“, erklärt Otero.

„Der Name ist das Geringste. Wir
sprechen nicht von Befreiungstheolo-
gie, wir leben sie“, bestätigt Ramazzini.

Unterschiede und Gemeinsam-
keiten
Während Jahrzehnten, während

Jahrhunderten, gab es innerhalb der ka-
tholischen Kirche verschiedene Tenden-
zen und Arten, die Religion zu verste-
hen. Es sind Strömungen, die in groben
Zügen in „progressiv“ und „konserva-
tiv“ unterteilt werden können. Unter-
schiede die, wie einige Theologen ge-

genüber Inforpress erklären, auch heute
nicht ganz verschwunden sind, die sich
aber im Laufe der Zeit angeglichen und
ausgeglichen haben. Heutzutage würden
die Gemeinsamkeiten mehr gewichtet als
die Unterschiede. Uneinigkeit herrscht
darüber, wie viele Vertreter der Kirchen-
hierarchie die Linie der Bischofskonfe-
renz wirklich gutheissen.

Víctor Hugo Palma spricht von Hal-
tungen, nicht von Tendenzen. Die Un-
terteilung in progressiv und konserva-
tiv genüge nicht als Erklärung, einige
Kirchenleute seien in gewissen Fragen
offener, in anderen nicht. Man dürfe das
nicht verallgemeinern. Als Beispiel nennt
er Bischof Romero aus El Salvador, der
dem Opus Dei nahe gestanden habe.

Gemäss Víctor Ruano zeichnet sich
die aktuelle Bischofskonferenz durch die
Vielfalt der darin vertretenen Tendenzen
aus, auch wenn sich diese nicht öffent-
lich ausdrücken. Dasselbe könne man
von der Vereinigung der Religiösen
Guatemalas (COFREGUA) sagen, eben-
so von den laizistischen Vereinigungen.
Einige verfolgen mehr die Doktrin, an-
dere machen sich für die Benachteilig-
ten stark, wieder andere konzentrieren
sich auf die Inkulturation oder auf Be-
freiungsprozesse.

Bendaña ergänzt, dass die guate-
maltekische Kirche stark, aber gleichzei-
tig sehr zersplittert sei. Der konservati-
ve Sektor sei gewichtig, aber wenig ein-
flussreich in der Bischofskonferenz.

Als konservativer Sektor werden
u.a. Bewegungen wie der Opus Dei, die
Heraldos de Díos („Herolde Gottes“)
und die Neokatechumen (Kikos, nach
ihrem Begründer Kiko Argüello benannt,
die überwiegend die Erwachsenentaufe
vornehmen), ebenso die Charismati-
sche Erneuerung.

Zu den einigenden Gemeinsamkei-
ten der katholischen Kirche gehören laut
Bendaña die gemeinsame 500-jährige
Geschichte, die Papsttreue, die Hierar-
chie, die Verehrung der Jungfrau Maria
und, zu einem gewissen Grad, die prote-
stantische Herausforderung. Ein Prote-
stantismus der sich, in seiner neuapo-
stolischen Version, in Guatemala stark
ausgebreitet hat mit einer Botschaft, die
Erlösung ohne soziales Engagement
verspricht. Diese neuen Strömungen
machen dem Katholizismus ihren tradi-
tionellen Platz streitig und ziehen auch
immer mehr konservative Sektoren an,
während die katholische Kirche mehr die
sozial denkenden Sektoren vereint.

Unabhängig von Tendenzen, Spal-
tungen und Widersprüchen kann nicht
geleugnet werden, dass die katholische
Kirche in der Lage gewesen ist, sich den
Veränderungen der Zeit anzupassen und
eine enorme Wandlungsfähigkeit an den
Tag zu legen.
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Guatemala, 06. April. Nach einer
erneuten Massendemonstration Ende
März und aufgrund der ausbleibenden
positiven Antwort seitens der Regierung
hinsichtlich ihrer wiederholten Forde-
rungen, rufen soziale, Gewerkschafts-
und indigene Organisationen zum sog.
„Nationalen Maya- und Volksaufstand
auf“. Dabei soll es sich nicht um eine
angekündigte Demo oder isolierte Ak-
tionen handeln, sondern um einen Plan,
der die Kampfesfront sichtbar macht,
seien doch Taten anscheinend die einzi-
ge Form, um Aufmerksamkeit zu erregen.

Der angekündigte Aufstand erin-
nere laut Vizepräsident Stein an die ge-
walttätigen Aktionen während des inter-
nen bewaffneten Konflikts. Es solle
doch lieber eine neue Dialogphase auf-
genommen werden, um die Unstimmig-
keiten zu benennen.

Doch Juan Tiney, Führungsperson
der BäuerInnenkoordination CONIC,
verwies auf den Spott gegenüber den
Organisationen, den die Antwort der
Exekutive auf ihre Vorschläge offenbart
habe, der zeige, dass offenbar kein wirk-
liches Interesse in der Sache bestehe.
Das überreichte Dokument sei eine Auf-
zählung der ausgeführten Aktionen
durch die Regierung und stelle über-
haupt keine Lösung für die zahlreichen
Forderungen, wie für den Minenberg-

bau, die Agrarkonflikte, den Schulden-
erlass für Landkredite, die Schulbildung
und das Ende der Finca-Räumungen,
dar.

Das Kommuniqué der Plataforma
Agraria kommt in ihrer Analyse der ak-
tuellen „Agrar-Politik“ zu dem Schluss,
dass diese autoritär, rassistisch und aus-
schliessend gegenüber der Mehrheit der
Bevölkerung sei: „Die derzeitige Regie-
rung glaubt, dass sie mit ihren Program-
men das Land auf dem Weg in Richtung
Entwicklung führt, doch es ist offensicht-
lich, dass die Etatzuweisungen für die
folgenden Programme die armen Bäue-
rInnen überhaupt nicht begünstigt:
„Wälder der Eintracht“ ist die Zahlung
an die ehemaligen Zivilpatrouillen (Ex-
PAC) in Höhe von 467,9 Mio. Quetzales.
„Guate-investiert“ hat die Exporteure
und die Toursimus-Taxis beglückt (13.7
Mio. Quetzales). Die Verteilung von
Düngemitteln ist auf Munizipien der
BürgermeisterInnen beschränkt, die der
Regierungspartei nahe stehen (139 Mio.
Quetzales) und das Programm des „Gla-
ses Milch“ deckt bloss 35 Munizipien
des Landes ab (32,8 Mio. Quetzales).
Damit sind noch nicht einmal jene 147
Munizipien erreicht, die offiziell als ex-
trem arm gelten.“

Zwar sind im Fall der Finca Nueva
Linda die Verhandlungen mit den Beset-

zenden bereits soweit vorangeschritten,
dass wohl die Regierung eine Finca er-
werben und den Fordernden zur Verfü-
gung stellen wird. Doch solche positi-
ven Einzelfälle erscheinen eher als Vor-
zeigeaktion als als Ausdruck eines wirk-
lichen Richtungswechsels der Politik in
Sachen Land.

Einen empfindlichen Schlag zeitig-
te denn auch wenige Stunden nach An-
kündigung des Aufstands durch die
CONIC der Mord an dem BäuerInnen-
führer Antonio Ixbalán Cali und seiner
Frau María Petzey Cool in der Gemeinde
Valparaíso, Chicacao, Suchitepéquez.
Vier Unbekannte, schwer bewaffnet und
schwarz gekleidet, hatten die beiden in
ihrem Haus erschossen. Laut Tiney ist
Ixbalán Präsident der BäuerInnenverei-
nigung von Santiago Atitlán gewesen
und aktives CONIC-Mitglied. Als Ergeb-
nis des unermüdlichen Kampfes um Zu-
gang, Nutzen und Besitz des Landes,
wurde die Familie gemeinsam mit 44 an-
deren im Februar 2002 durch die Über-
gabe der Finca Valparaíso begünstigt.
Im Moment setzten sie sich für den Er-
lass von Schulden in Höhe von 2,2 Mio.
Quetzales ein, die sie für den Erwerb der
Finca aufnehmen mussten.

Die CONIC versteht den Mord als
Tat gegen sich und fordert eine nach-
haltige und intensive Ermittlung.

Aufruf zum Nationalen Maya- und Volksaufstand

Guatemala, 04. April. Oberst Mc-
Donought, Koordinator des Programms
Integrale Aktion gegen Personenminen
der Organisation Amerikanischer Staa-
ten (OAS) unterstützt die Friedens- und
Entminungskommission des Kongresses
in ihrem Bemühen um Mechanismen,
den Prozess der Minenentschärfung in
Guatemala weiter zu führen. Laut dem
Abgeordneten der Nationalen Revolu-
tionären Einheit Guatemalas (URNG)
Víctor Manuel Sales Ortiz, der der Kom-
mission vorsteht, ist das nationale Ter-
rain im Dezember 2005 zwar für minen-
frei erklärt worden, doch gleich im Janu-
ar sei am Vulkan Agua eine Personenmi-
ne entdeckt worden, die wie so viele
andere, während des internen bewaff-
neten Konflikts gelegt worden ist.

Anlässlich des Internationalen
Tags zur Information über die Gefahr
von Minen am 04. April machte UN-Ge-
neralsekretär Kofi Annan darauf auf-
merksam, dass laut UNICEF Sprengkör-
per aus Kriegen, die nicht explodiert
sind, jährlich zwischen drei- bis viertau-
send Kinder in mehr als 80 Ländern tö-
ten oder verletzen.

In Guatemala sind seit Ende des

Konflikts mehr als zehn Menschen auf-
grund von Land- oder Personen-Minen
umgekommen. In den besonders vom
Krieg betroffenen Departements Quiché,
Huehuetenango, San Marcos, Sololá,
Petén, Alta und Baja Verapaz ist bereits
die erste Phase des Nationalen Entmi-
nungsplans abgeschlossen. Zuständig

dafür war das Militär, die ehemalige Gue-
rilla, die Freiwillige Feuerwehr, die Ge-
meinden selbst sowie der Kongress,
unterstützt durch die OAS. Dennoch sei
eine Fortführung des Programms unbe-
dingt nötig, so Sales, der um eine stär-
kere finanzielle Unterstützung der inter-
nationalen Gemeinschaft vorsprach.

Entminungsprogramm braucht Fortführung

Erste Anhörung wegen Genozids
Guatemala, 29. März. Der zustän-

dige guatemaltekische Strafrichter Saúl
Álvarez hat auf Geheiss des Spanischen
Gerichtshofes beschlossen, die Vorla-
dungen der mutmasslichen Involvierten
in das Massaker in der Spanischen Bot-
schaft 1980 einzuleiten. Die Anhörungen
der elf ZeugInnen und der beschuldig-
ten Militärs sollen ab kommenden Juni
stattfinden. Für die Ermittlungen wird die
Anwesenheit eines anleitenden Richters
und einer Anwalts-Equipe aus Spanien
erwartet.

Im Jahr 2005 hat die Spanische Ju-
stiz die Klage wegen Genozids angenom-
men, die die Friedensnobelpreisträgerin
Rigoberta Menchú eingereicht hat. Dar-

aufhin stellte Spanien einen Antrag an
Guatemala, Efraín Ríos Montt, Romeo
Lucas García, Germán Chupina Baraho-
na, Donaldo Álvarez Ruiz und Pedro
García Arredondo wegen des Mordes an
sieben Spaniern zu vernehmen, von de-
nen drei bei dem Brand der Botschaft
ums Leben kamen.

Ende Februar bestätigte die spani-
sche Strafinstanz ihre Kompetenz, die
Verbrechen des Genozids, die in Guate-
mala zwischen 1978 und 1986 begangen
wurden, strafrechtlich zu verfolgen, eine
Entscheidung, die von den guatemalte-
kischen Opfern begrüsst wurde, stellt sie
doch eine erste Hoffnung auf Gerech-
tigkeit dar.
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Guatemala, 23. März. In Guatema-
la spielen Kommunalradios eine Schlüs-
selrolle bei der Informationsvermittlung
in indigenen ländlichen Gemeinden. Die-
se Rolle wird ihnen bereits in den Frie-
densabkommen zugestanden, wo es im
Abkommen über die Rechte und Identi-
tät der indigenen Bevölkerung einen
speziellen Paragraphen dazu gibt. Von
unschätzbarem Wert waren die Kommu-
nalradios z.B. auch während des Hurri-
can Stan, wo sie unermüdlich Informa-
tionen über die Lage in den Gemeinden,
über eingestürzte Brücken und verschüt-
tete Strassen übermittelten, Familienan-
gehörige benachrichtigten, Lebensmit-
tel und Geld sammelten und auf diese
Weise wichtige Aufgaben übernahmen,
die eigentlich der Staat hätte erfüllen
sollen. Auch in den Bereichen (Bewusst-
seins-) Bildung und Aufklärung nehmen
viele Kommunalradios im Vergleich zu
ihren kommerziellen Pendants eine wich-
tige soziale Rolle wahr.

In einem Land wie Guatemala aber,
in dem Radiofrequenzen zu horrend teu-
ren Preisen gehandelt werden (bis zu
28’000 US-$), senden die meisten Kom-
munalradios ohne eigene Frequenz, sind
also gemäss Gesetz illegal. Dies führt
immer wieder dazu, dass die entspre-

Razzien bei Kommunalradios
chenden Behörden versuchen, solche
Radios zu schliessen oder ihnen die Sen-
deanlage zu zerstören.

Laut Informationen des Guatemal-
tekischen Rates der Kommunalradios
(CGCC) wurden im Verlauf eines Monats,
zwischen Februar und März 2006, in
zwölf kommunalen Radios in den Depar-
tements Jalapa, Jutiapa, Huehuetenan-
go und Guatemala Razzien durchgeführt
und Personal verhaftet. Dies, obwohl
vor einem Jahr auf Drängen der Welt-
weiten Vereinigung der Kommunalra-
dios (AMARC) und Eduardo Bertoni,
Beauftragter für Meinungsfreiheit der
Organisation der Amerikanischen
Staaten (OEA), ein sog. Runder Tisch
einberufen wurde, um das Thema zu er-
läutern. Eingeladen zu diesem Runden
Tisch sind VertreterInnen der Kommu-
nalradios und der Regierung, nament-
lich der Leiter der Präsidialen Men-
schenrechtskommission (COPREDEH),
Frank LaRue. Bis dato ist dieser Runde
Tisch genau einmal zusammengetroffen.
Eine der Übereinkünfte, die dabei getrof-
fen wurden, ist die Suspendierung jegli-
cher Razzien in den Kommunalradios.
Eine andere, ebenfalls nicht eingehalte-
ne Abmachung ist, dass die Regierung
und die zuständige Telekommunikati-

onsbehörde (SIT) einen Gesetzesvor-
schlag ausarbeiten, um den Kommunal-
radios einen legalen Status zu verschaf-
fen. Ein Gesetzesvorschlag über die Ver-
gabe von Radiofrequenzen wird seit Jah-
ren zwischen dem Kongress und der SIT
hin und hergeschoben.

Gemäss Marcelino Moscut, Kon-
gressabgeordneter und Vertreter der
Vereinigung der guatemaltekischen
Kommunalradios (ARCG), geht es bei
der Debatte über die Kommunalradios
nicht um ein technisches Problem, wie
man immer glaubhaft machen wolle, son-
dern um eine politische Angelegenheit.
Oftmals sind es tatsächlich die Kommu-
nalradios, die als einzige Korruptions-
fälle und Menschenrechtsverletzungen
in den Gemeinden zur Sprache bringen.

Interessant ist, dass die Razzien in
den Kommunalradios von einer Sonder-
abteilung der Staatsanwaltschaft für
„Delikte gegen JournalistInnen und Ge-
werkschafterInnen“ in Zusammenarbeit
mit der Polizei durchgeführt wurden.
Diese Sonderabteilung wurde geschaf-
fen, um Vergehen am Menschenrecht auf
Meinungsfreiheit zu verfolgen. Parado-
xerweise werden jetzt diejenigen ver-
folgt, die das Recht auf Meinungsfrei-
heit verteidigen.

Hoffnungsschimmer für MigrantInnen in den USA?
Washington, 28. März. Nach der

Ankündigung, eine 1’200 km lange Mau-
er an der Südgrenze zwischen den USA
und Mexiko zu errichten und die Grenz-
und Migrationskontrollen um ein Vielfa-
ches zu verschärfen, um den MigrantIn-
nen die Einreise in die Vereinten Staaten
noch weiter zu erschweren, billigte Ende
März zumindest die Rechtskommission
des US-Senats einen reformierten Geset-
zesvorschlag in Sachen Immigration, der
den Weg für rund 11 Millionen nicht-
dokumentierte Arbeitende ebnen könn-
te, die US-amerikanische BürgerInnen-
schaft oder zumindest eine Aufenthalts-
genehmigung zu erlangen. (¡Fijáte! 355)

Nach zahlreichen Protesttagen, die
vom Bundesstaat Kalifornien bis zum
Kongresssitz in Washington stattfanden
und nicht zu vergessen in einem Wahl-
jahr der Legislative, stimmte jene Kom-
mission zudem gegen den Vorschlag,
sowohl denjenigen Personen Haftstra-
fen aufzuerlegen, die sich ohne legalen
Status im Land aufhalten als auch jene
zu bestrafen, die die MigrantInnen in ir-
gendeiner Weise unterstützen.

Zwar sieht die Initiative allgemein
durchaus vor, die Grenzkontrolle auszu-
weiten, doch haben die MigrantInnen
die oft mörderischen Hürden der Einrei-
se erst einmal überwunden, soll ihnen
der legale Aufenthalt als Zeitarbeitende
erleichtert werden. Der Vorschlag des

demokratischen Senators Edward M.
Kennedy sieht die Vergabe von 3-Jah-
res-Visa vor, die auf sechs Jahre verlän-
gert werden können. Ausserdem be-
inhaltet sie Arbeitsschutz für die Arbei-
tenden und Visa für ihre Familienange-
hörigen, sowie die erleichterte Option für
ein ständiges Bleiben. Die Menge der
Arbeitsvisa soll sich flexibel den Bedürf-
nissen des Marktes anpassen, zu Beginn
sind 400´000 Genehmigungen vorgese-
hen.

Ein weiterer demokratischer Vor-
schlag wurde von der Kommission ge-
billigt, mittels dem 1,5 Mio. nicht-doku-
mentierte Arbeitende im Landwirt-
schaftssektor legalisiert werden sollen,
die meisten von diesen stammten aus
Mexiko. Dieses „Pilot-Programm“ kön-
ne im Laufe der Zeit ausgeweitet wer-
den.

Doch dies sind erst Vorschläge von
einer Kommission, deren Gewicht im
Senat ungewiss ist. Wirklich aussichts-
reich scheint die Initiative im Moment
nicht zu sein, haben doch die GegnerIn-
nen nach langem Disput, der laut Füh-
rungsspitze des US-Senats schon in ei-
ner historischen Vereinbarung resultier-
te, im letzten Moment alle Hoffnungen
zunichte gemacht, kamen nämlich am
Ende nicht genügend Stimmen für die
Verabschiedung des Gesetzesvor-
schlags zusammen.

Derweil fürchten die MigrantInnen,
die sich ohne Aufenthaltspapiere in den
USA aufhalten, immer noch die Entwick-
lung der Senats-Diskussion um das be-
rüchtigte Gesetz HR 4437, das noch
nicht vom Tisch ist.

Für den ersten Mai sind derweil alle
nicht-dokumentierten MigrantInnen in
den Vereinten Staaten aufgerufen, sich
an einer landesweiten Demonstration für
ihre Rechte zu beteiligen. Die Bevölke-
rung in den Heimatländern wird unter-
dessen dazu angehalten, am 1. Mai die
USA zu boykottieren, indem keine US-
amerikanischen Produkte gekauft und
US-amerikanische Geschäfte wie
McDonald´s etc. gemieden werden.
Schon für den 10. April ist ein Mega-
Protest in den USA geplant.

Daten der Interamerikanischen
Entwicklungsbank (IADB) belegen ei-
nen Rekordanstieg von 17% im Vergleich
zum Vorjahr der sog. remesas, also Geld-
rücküberweisungen, die lateinamerikani-
sche MigrantInnen 2005 in ihre Heimat-
länder tätigten. Schon seit einiger Zeit
sind diese Gelder nicht nur ein wichti-
ges Standbein für die Familien, sondern
für die nationale Wirtschaft im allgemei-
nen inzwischen unabdingbar, haben sie
doch bereits deutlich die finanzielle Un-
terstützung der Internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit als Devisenein-
gang übertrumpft.
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Guatemala, 06. April. Ab dem 14.
April ist für die nächsten fünf Jahre die
Belegschaft des Verfassungsgerichts
(CC) neu zusammengewürfelt, beste-
hend aus je einer/m RepräsentantIn und
deren/dessen StellvertreterIn von fünf
Instanzen: dem Kongress, der Exekuti-
ve, dem Höchsten Gerichtshof (CSJ), der
Anwalts- und Notarkammer (CANG),
sowie des Oberen Universitätsrats
(CSU) der Universität San Carlos
(USAC).

Aufgrund einer studentischen An-
fechtung der Wahl des CSU-Repräsen-
tanten, Mario Ramírez Pérez Guerra, der
sich mit einer Stimme gegen den Gegen-
kandidaten Héctor Efraín Trujillo Alda-
na durchsetzte, wurde dem Dekret, mit
dem die neun neuen, nicht belangten
VerfassungsrichterInnen ernannt wer-
den, ein vorläufiger Status verliehen,
bleibt doch, solange der CSU-Fall nicht
geklärt ist, der bisherige Universitätsver-
treter Cipriano Soto Tobar im Amt.

Die Pro-Justiz-Bewegung, die aus
der Myrna Mack-Stiftung, dem Institut
für vergleichende Studien im Strafrecht
(IECCP), der Vereinigung Madres Angu-
stiadas und den FreundInnen gegen das
Verbrechen und die Entführung besteht,
stellte schon Wochen vor den Instituti-
onsinternen Wahlen der Verfassungs-
richterInnen ihre Forderungen auf: Die
KandidatInnen sollten sich neben pro-
fessioneller Excellenz auszeichnen durch
Ethik, Legitimation durch ihr Gremium
sowie Neutralität und somit die Voraus-
setzungen mitbringen, das Image dieser
Rechtsinstanz zu retten. Dieser wird hin-
sichtlich der letzten fünf Jahre nicht nur
parteipolitische Affinität, sondern auch
extreme Langsamkeit von Prozessen und
Undurchsichtigkeit von Resolutionen
vorgeworfen. Das Beispiel schlechthin
sowohl für die Verfassungswidrigkeit so
mancher Entscheidung als auch der Par-
teilichkeit, ist das Urteil des CC, das 2003
Efraín Ríos Montt die Präsidentschafts-
kandidatur ermöglichte, obwohl laut Ver-
fassung niemand kandidieren darf, der
in einen Putsch verwickelt war.

Aufgrund dieses Entscheides wur-
de jener Cipriano Soto Tobar vom CSU
als persona non grata deklariert und ei-
gentlich aus dem heurigen Wahlprozess
ausgeschlossen, hatte er doch eine Wie-
derwahl angestrebt.

Obwohl sich die Wahlgremien ver-
meintlich der Transparenz des Prozes-
ses verschreiben wollten, indem die Na-
men der KandidatInnen im Vorfeld pub-
lik gemacht und Zentren geöffnet wur-
den, wo Anzeigen von Anomalien ent-
gegengenommen wurden, entpuppte
sich die Wahl als Ergebnis von Kunge-
leien und persönlicher Neigung der
Wählenden. Lediglich der CANG wird
tatsächlich Transparenz versichert. De-
ren Präsidentin, Yolanda Pérez, hob als
wünschenswerte Charakteristika der CC-
KandidatInnen hervor, dass sie neben
Verfassungsrechtlicher und Arbeitser-
fahrung sich dem Land und der Demo-
kratie ethisch verpflichtet fühlen sollten.
Dass manches Curriculum weder diesen
Ansprüchen noch denen der Pro-Justiz-
Bewegung entspricht, sei an einigen
Exempeln statuiert.

Dem derweil unterlegenen Gegen-
kandidaten im Universitätsrat, Trujillo
Aldana, der von der Einspruch erheben-
den Studierendengruppe favorisiert
wird, hängt ein Ermittlungsprozess we-
gen mutmasslicher Beteiligung am Mil-
lionenbetrug im Sozialversicherungsin-
stitut (IGGS) an. Der letztendlich nicht
gewählte Jurist Rolando Segura, der für
den Obersten Gerichtshof (CSJ) kandi-
dierte, wird als einer jener Steineleger
betrachtet, der den Justizprozess gegen
die Militärs behinderte, die als die intel-
lektuellen Verantwortlichen für den Mord
an der Anthropologin Myrna Mack 1991
gelten. Die als Repräsentantin des CSJ
gewählte Gladis Chacón Corado hat zwar
als CSJ-Abteilungsleiterin Erfahrung,
kann aber verwaltungsrechtlich nichts
nachweisen, was sie für ihren neuen Job
qualifizieren würde. Ein weiterer grauer
Schatten liegt auf der Wahl Chacóns, die
im Vorhinein offenbar bereits festgelegt,
also nicht demokratisch gewählt wurde.

Auch ein anderer, nun gewählter
ehemaliger CSJ-Richter, wird von den
BeobachterInnen in Frage gestellt: Rod-
rigo Pineda Sánchez, ausgesuchter stell-
vertretender Verfassungsrichter von
Seiten des Kongresses, war 2003 der ein-
zige des Höchsten Verfassungsgerichts,
der sich für die Kandidatur Ríos Montts
aussprach.

So kann sich die Wahl im Kongress
auch nicht wirklich der Transparenz rüh-
men. Vielmehr handelte es sich um einen
direkten CC-Repräsentanten-Handel
zwischen der Regierungspartei Grosse
Nationale Allianz (GANA) und der Re-
publikanischen Front Guatemalas
(FRG). Letztendlich wurden mit 88 Stim-
men von GANA, FRG, den Integracio-

nistas, den Unionistas und der Partei DIA
Alejandro Maldonado Aguirre, Abge-
ordneter der Unionistas, als erster und
eben Pineda Sánchez als stellvertreten-
der CC-Richter gewählt. Die oppositio-
nellen Kongressabgeordneten verlies-
sen als Ausdruck ihres Unmuts noch
vor der Wahl den Saal.

Von Seiten der Anwalts- und No-
tarkammer wurden Juan Francisco Flo-
res Juárez, aktueller CC-Präsident, und
Carlos Enrique Luna Villacorta, sein ak-
tueller Stellvertreter, als „Erster“ und
„Zweiter“ respektive wiedergewählt.
(Der Vorsitz im Verfassungsgericht geht
Jahresweise automatisch reihum.) Die
Exekutive entsendet Roberto Molina
Barreta, derzeitiger Nationaler General-
prokurator und Mitglied des Zentrums
für die Verteidigung der Verfassung,
sowie José Quesada Fernández, von
1999 bis 2005 Präsident des Obersten
Gerichtshofes, ins Verfassungsgericht.

Die neue Equipe übernimmt ein
schweres Erbe. Gemäss dem CC-Sekre-
tariat hinterlässt die ausscheidende CC-
Mannschaft mindestens 65 Prozessak-
ten, die gesellschaftliche Relevanz ha-
ben. Darunter befindet sich der von der
Zivilgesellschaft eingereichte Einspruch
gegen den Freihandelsvertrag zwischen
den USA und Zentralamerika (TLC), der
Prozess gegen den Ex-Bankier Francis-
co Alvarado Macdonald, der Prozess
gegen Álvaro Colóm, der Betrugsfall im
Sozialversicherungsinstitut (IGGS), der
Fall des Mordes an Bischof Gerardi und
einige Aktionen des Menschen-
rechtsprokurats (PDH).
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In diesen Tagen wurden und
werden die "deutschen" Rechnun-
gen für den ¡Fijáte! 2006 ver-
schickt, sowohl per Post als auch
per E-Mail. Wir würden uns über
die Arbeits- und Nervenerleichte-
rung freuen, indem sie baldmög-
lichst beglichen würden.

Vielen Dank!

Die Redaktion

In eigener Sache

Vorausgehende Schatten über dem neuen Verfassungsgericht
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Guatemala, 27. März. Der Doku-
mentarfilm “Estrellas de la Línea”, der
die Gewaltsituation zeigt, der tagtäglich
die SexarbeiterInnen in Guatemala aus-
gesetzt sind, hat inzwischen zahlreiche
Erfolge in verschiedenen europäischen
Ländern geerntet. Entsprechend ge-
spannt ist der Autor des Streifens hin-
sichtlich der Reaktionen des guatemal-
tekischen Publikums.

Auf der Berlinale im Februar ge-
wann der Film den zweiten Preis in der
Rubrik Panorama und wird, trotz der be-
reits mehrfachen Präsentationen, in Kür-
ze auf dem Festival des Spanischen Ki-
nos in Málaga teilnehmen. (¡Fijáte! 352)

Der guatemaltekische Journalist
Andrés Zepeda, der die Frauen bei der
Initiative unterstützte, das Frauen-
Fussballteam “Estrellas de la Línea” zu
gründen, weiss, dass es den lateiname-
rikanischen Ländern nicht gefällt, sich
selbst im Spiegel zu sehen, deswegen
sei es eine Herausforderung, den Film
hier zu zeigen. Möglicherweise verhelfe
aber die internationale Anerkennung ihm
auch in Guatemala zu einem grösseren
Erfolg, hofft Zepeda.

Der Dokumentarfilm wurde von
dem Spanier Chema Rodríguez gedreht.

“Sterne der Linie”
auf Erfolgskurs

Gesetz gegen das organisierte Verbrechen?
Guatemala, 07. April. Kon-

gresspräsident Jorge Méndez Herbruger
beglückwünschte den Kongress via
Zeitungsannonce für die Verabschie-
dung des Dekrets 7-2006, dem „Gesetz
zum Kampf gegen das Organisierte Ver-
brechen“. Dieses Gesetz spiegele, so
Herbruger in der Anzeige, die Tüchtig-
keit und Fähigkeit der Abgeordneten
wider, Vereinbarungen und Konsens
mittels Dialog zu erreichen. Zudem sei
der Erlass das wichtigste Instrument für
die zuständigen Instanzen der Justiz, um
den GuatemaltekInnen jene Sicherheit zu
bieten, die sie verdienten.

Welch Überraschung, als die Ta-
geszeitung Prensa Libre entdeckte, dass
das verabschiedete Dekret nicht den
vorherigen Versionen entsprach und in-
haltlich diverse Schwächen aufwies.
Einstimmig hatte der Kongress abge-
stimmt und somit einem Gesetz freie
Bahn verschafft, dessen Zweck darin
bestehen soll, Ermittlungs- und Verfol-
gungsmechanismen für solche Strafta-
ten zu regulieren, die auf das Organisierte
Verbrechen zurückzuführen sind. Nun
hat die Staatsanwaltschaft offiziell In-
strumente wie verdeckte Ermittlung,

kontrollierte Übergaben (von illegalen
Waren, Drogen etc.) und Telefonabhör-
massnahmen an der Hand. Ausserdem
definiert das neue Gesetz „Verschwö-
rung“ als Delikt, und zwar, wenn zwei
oder mehr Personen sich zusammentun,
um eine Auswahl von 28 festgelegten
schweren Verbrechen zu begehen, dar-
unter Drogenhandel, Geldwäsche, Ent-
führung, Mord und ähnliches.

In allerletzter Minute vor der fina-
len Abstimmung wurden jedoch noch
einige Modifikationen am Gesetzestext
vorgenommen, die auf einmal dem De-
likt der Konspiration keine Strafe zu-
schreiben und die Haftstrafen für in Ver-
schwörung begangene Verbrechen auf
die Hälfte der im Strafkodex bestimmten
Ahndung kürzen. Dies würde auch rück-
wirkend für bereits verurteilte TäterIn-
nen gelten.

Anstatt, dass grundsätzlich das
guatemaltekische Straf- und Gefängnis-
system in Frage gestellt würde, war das
Geschrei aller gross, und niemand konn-
te sich erklären, wie sich diese „Fehler in
die Endredaktion“ einschleichen konn-
ten. Wiederum einstimmig wurde be-
schlossen, den Präsidenten um sein Veto
zu bitten, um den Gesetzestext zu berich-
tigen. Fraglich ist und bleibt, ob es sich
tatsächlich um eine Unaufmerksamkeit
aller anwesenden und abstimmenden
Kongressmitglieder handelte, die der
Lesung des Textes nicht folgten, oder
ob die Macht des laut Gerüchten hinter
einigen Abgeordneten selbst stecken-
den Organisierten Verbrechens doch
seine Finger mit im Spiel hatte.

Dass die Modifikationen, die von
der Regierungspartei Grosse Nationale
Allianz (GANA) und der Republikani-
schen Front Guatemalas (FRG) vorge-
bracht wurden, persönliche oder zumin-
dest nahe Interessen verfolgen, ist reich-
lich auffällig hinsichtlich der gestriche-
nen Absätze, die beispielsweise den
Klau von Fahrzeugen und den Handel
von gestohlenen Waren benennen, ist
doch der Fahrzeughandel nach den Dro-
gen das zweitgrösste illegale Geschäft,
das das meiste Geld im Land im Umlauf
hält. Unklar bleibt noch die endgültige
Reichweite des Delikts der Verschwö-
rung, das sich laut FRG-VertreterInnen
im Vorfeld auf Drogenhandel, Entführung
und Terrorismus beschränken sollte.
Somit wären der Menschen- und Waf-
fenhandel, die Geldwäsche, Schmuggel
und Banküberfälle doch „befreit“ vom
Übel der Verschwörung, just Verbrechen,
die in vielen Fällen in Verbindung ste-
hen mit hohen Regierungs-, Politik- oder
Unternehmensebenen.

Seit 2004 beschäftigt sich der Kon-
gress mit einem Gesetzespaket in Sachen

Sicherheit, das vier Initiativen beinhal-
tet: die erwähnte gegen das Organisier-
te Verbrechen, eine, die Sicherheitsfir-
men reguliert, die zur Kontrolle von
Waffen und Munitionen und die zum
Gefängnissystem. Die Ausrede also,
dass das Gesetz gegen das Organisierte
Verbrechen mit besonderer Dringlichkeit
verabschiedet wurde, und deswegen die
Aufregung, dass es tatsächlich Realität
würde, so gross war, dass die Details
übersehen wurden, ist angesichts der
ständigen Verschiebung auf der Legis-
lativagenda schwach.

Nichtsdestotrotz erschreckt die
eingestandene Unverantwortlichkeit
von Seiten der VolksvertreterInnen in
Bezug auf Angelegenheiten, die weitrei-
chende Auswirkungen für die gesamte
Gesellschaft haben. So wird denn auch
beanstandet, dass der Kongress in der
gleichen Weise, also ohne den Text wirk-
lich zu kennen, das Gesetz für das Frei-
handelsabkommen mit den USA (TLC)
durchgewinkt habe und somit mögliche
Verfassungswidrigkeiten und Beein-
trächtigungen für die Bevölkerung nicht
aufgedeckt habe.

Haroldo Shetemul stellt in der Pren-
sa Libre entsprechende Hypothesen
auf: „Unter den möglichen Erklärungen
für diesen schweren Fehler findet sich
die, dass die Abgeordneten derzeit ihre
Gedanken auf die zukünftige Wahlkam-
pagne ausgerichtet haben anstatt auf die
Schaffung von Gesetzen. Für einige
scheinen ihre mögliche Wiederwahl oder
ihre persönlichen politischen Projekte an
erster Stelle zu stehen, die Legislativar-
beit erledigen sie nebenbei. Sollte dies
der Grund für den Irrtum sein, heisst das,
dass im Kongress 158 Abgeordnete sit-
zen, die sich darauf beschränken ihre
Hände zu heben, ohne darauf zu achten,
was sie billigen.“

In der Woche nach Ostern wollen
sich die Kongressabgeordneten noch
einmal mit dem Fall beschäftigen, die
nötigen Korrekturen vornehmen und
wohl auf den ursprünglich zur Billigung
vorgelegten Text zurückgreifen.

Doch kurzfristig ist auch nach Ver-
abschiedung des revidierten Gesetzes
kein Wunder in Sachen Sicherheit im
Land zu erwarten, gestand Innenmini-
ster Vielmann doch ein, dass der Etat
nicht ausreiche, um die nötigen Mass-
nahmen wie Fortbildung und Ausrü-
stung zu realisieren und das Gesetz zu
erfüllen. Wichtig sei jedoch erst einmal
die Gesetzesbilligung, die Ausführung
werde schrittweise erfolgen. In erster
Linie vertraue er auf die internationale
Unterstützung, und im Haushalt für das
nächste Jahr würden dann die notwen-
digen Posten berücksichtigt.
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